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Sefeg- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 27. 


(Nr. 7869.) Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmen- und 
Korrigendenweſens in dem Herzogthum Schleſien und der Graſfſchaft 
Glatz. Vom 16. Auguſt 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmen- und Korri⸗ 
gendenweſens in dem Herzogthum Schleſien und der Grafſchaft Glatz, auf Grund 
der $$. 27. und 28. des Geſetzes vom 8. März 1871., betreffend die Ausführung 
des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz (GeſetzSamml. S. 130. ff.), 
unter Zuſtimmung des Provinziallandtages des Herzogthums Schleſien, der 
Grafſchaft Glatz und des Markgrafthums Oberlauſitz, was folgt: 


. 
Die durch die Verordnung vom 15. September 1864. (Geſetz⸗Samml. 
S. 573.) eingerichteten drei Bezirks-Landarmenverbände für den Regierungs- 
bezirk Breslau, mit Ausſchluß der Stadt Breslau, für den Regierungsbezirk 
Oppeln und für den Regierungsbezirk Liegnitz, mit Ausſchluß der Oberlauſitz, 
werden in ihrer gegenwärtigen Begrenzung mit dem 1. Januar 1872. zu Einem 
Landarmenverbande vereinigt, welcher den Namen 
Landarmenverband des Herzogthums Schleſien und der 
Grafſchaft Glatz i 6 
führt und in der Stadt Breslau ſeinen Sitz und Gerichtsſtand hat. 
Auf dieſen Verband gehen von demſelben Zeitpunkte ab alle Rechte und 
Pflichten der vorgedachten drei Bezirks⸗Landarmenverbände über. 


$. 2. 

Die Verwaltung der Angelegenheiten des Landarmenverbandes des Herzog. 
thums Schleſien und der Grafſchaft Glatz wird dem Provinzialverbande von 
Schleſien und ſeinen Organen (dem Provinziallandtage, der Landesdeputation 
und dem Landeshauptmann) nach Maßgabe des Regulativs vom 1. November 
1869. (Gefeß-Samml. S. 1143. ff.) übertragen. f 
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Inwieweit die Landesdeputation die Verwaltung ſelbſtſtändig zu führen 
oder die Beſchlußfaſſung des Provinziallandtages zu erwirken hat, wird ebenſo 
wie die Abgrenzung der Befugniſſe des Landeshauptmanns gegenüber denen der 
Landesdeputation im Einzelnen, durch ein beſonderes, von dem Provinzialland⸗ 
Br mit Genehmigung des Miniſters des Innern zu erlaſſendes Reglement 
beſtimmt. 


§. 3. 

Das Vermögen des Landarmenverbandes des Herzogthums Schleſien 
und der Grafſchaft Glatz ift von dem übrigen Vermögen der Provinz geſondert 
zu halten. Das Kapitalvermögen deſſelben (F. 1. Abſatz 2.) darf bezüglich feiner 
Subſtanz zur Beſtreitung der laufenden Bedürfniſſe der Landarmenverwaltung 
nicht angegriffen werden. 


$. 4. 


Der Landarmenverband des Herzogthums Schleſien und der Graffchaft 
Glatz hat Behufs Erfüllung der ihm geſetzlich obliegenden Verpflichtungen die 
erforderlichen Anſtalten herzuſtellen und zu unterhalten. 

Zur Ordnung der Verwaltung und der inneren Einrichtung dieſer An- 
ſtalten werden von dem Provinziallandtage unter Genehmigung des Miniſters 
des Innern die nöthigen Reglements Baer Bei den beſtehenden Reglements 
She es bis zu deren Abänderung auf dem vorbezeichneten Wege fein Be- 
wenden. 


$. 5. 

Die Kaſſenverwaltung des Landarmenverbandes des Herzogthums Schleſien 
und der Grafſchaft Glatz wird von der Landeshauptkaſſe geführt. Die hierfür 
erforderlichen Einrichtungen beſtimmt die Landesdeputation. 

Der Beitrag des Landarmenverbandes zu den Koſten der geſammten 
provinzialſtändiſchen Verwaltung wird durch Beſchluß des Provinziallandtages 
feſtgeſtellt. 

$. 6. 

Die im Dienſte der bisherigen Bezirks-Landarmenverbände ftehenden Be— 
amten übernimmt der Landarmenverband des Herzogthums Schleſien und der 
Grafſchaft Glatz mit denſelben Rechten und Pflichten, unter welchen ſie angeſtellt 
ſind; auch übernimmt derſelbe die Zahlung der Penſionen der in Ruheſtand 
tretenden oder bereits getretenen Beamten, ſoweit eine Verpflichtung hierzu den 
Bezirks⸗Landarmenverbänden oblag. 

Die Anſtellung, Entlaſſung und Penſionirung ſämmtlicher Anſtaltsbeamten 
erfolgt durch die Landesdeputation unter den für die ſtändiſchen Inſtitutsbeamten 
eingeführten oder noch einzuführenden allgemeinen, beziehungsweiſe den durch die 
Verfaſſung der Anſtalt hergebrachten beſonderen Bedingungen. 

Die Stellen des Hausvaters, des Oberaufſehers und der Aufſeher ſind 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des Reglements über die N 
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Militairperſonen vom 20. Juni 1867. mit verſorgungsberechtigten Militair⸗ 
Invaliden zu beſetzen. 

$. 7. 
Die Landesdeputation hat alljährlich nach dem Rechnungsabſchluſſe die 
Reſultate der Verwaltung in Beziehung auf die Landarmenpflege und das Kor- 
rigendenweſen durch die Amtsblätter zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


§. 8. 


Die ſtändiſchen Landarmenbehörden ſind befugt, in Angelegenheiten ihres 
Geſchäftskreiſes die Kreis- und Ortsbehörden zu requiriren. 


89. 

Mit dem im F. 1. gedachten Zeitpunkte tritt die Verordnung vom 15. Sep⸗ 
tember 1864. (Geſetz-Samml. S. 573.) außer Kraft, vorbehaltlich der Beltim- 
mung im F. 11. bezüglich der Vertheilung der Landarmenbeiträge, bei welcher 
es bis zum 1. Januar 1873. bewendet. 


$. 10. 


Auf die im $. 2. benannten Organe geht mit dem 1. Januar 1872. auch 
die bisher von der Landarmendirektion zu Oppeln geführte Verwaltung des zu 
dem Oberſchleſiſchen Typhus⸗Waiſenfonds gehörigen Vermögens (Geſetz vom 
20. März 1869., Geſetz⸗Samml. S. 565.) über. Dieſes Vermögen iſt von 
dem Vermögen des Landarmenverbandes geſondert zu halten; im Uebrigen aber 
iſt dieſe Verwaltung nach denſelben Beſtimmungen zu führen, welche für die 
Verwaltung des Landarmenverbandes gegeben ſind. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Gaſtein, den 16. Auguſt 1871. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 
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(Nr. 7870.) Allerhöchſter Erlaß vom 31. Juli 1871., betreffend die Verleihung der fis. 
kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde 
Chauſſee vom ſogenannten Hülsbach bei Lengerich im Kreiſe Tecklenburg, 
Regierungsbezirks Münſter, bis zur Gemeinde- reſp. Kreisgrenze in der 
Richtung auf Lienen im Kreiſe Warendorf. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von der Sammt⸗ 
gemeinde Lengerich im Kreiſe Tecklenburg, Regierungsbezirks Münſter, beſchloſſenen 
Bau einer Chauſſee vom ſogenannten Hülsbach bei Lengerich bis zur Gemeinde. 
reſp. Kreisgrenze in der Richtung auf Lienen im Kreiſe Warendorf genehmigt 
habe, verleihe Ich hierdurch der Sammtgemeinde Lengerich das Expropriations⸗ 
recht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs⸗ Materialien, nach Maß⸗ 
gabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe 
Straße. Zugleich will Ich der Sammtgemeinde Lengerich gegen Uebernahme 
der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätz— 
lichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld— 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Bad Ems, den 31. Juli 1871. 
Wilhelm. 


Für den Finanzminiſter: 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. a 
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(Nr. 7871.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. Auguſt 1871., betreffend die Genehmigung des 
Erſten Nachtrages zu den Abſchätzungsgrundſätzen der Schleſiſchen Land- 
ſchaft vom 14. März 1859. (Geſetz-Samml. S. 133. ff.). 


Auf den Bericht vom 21. Auguſt d. J. will Ich, in Folge des von dem 
dreizehnten Generallandtage der Schleſiſchen Landſchaft zu der ihm vorgelegten 
Propoſition IV. gefaßten Beſchluſſes, den anliegenden 


Erſten Nachtrag zu den Abſchätzungsgrundſätzen der Schleſi— 
ſchen Landſchaft vom 14. März 1859. 
hierdurch genehmigen. 
Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz- Sammlung zu 
veröffentlichen. 
Bad Gaſtein, den 25. Auguſt 1871. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


Erſter Nachtrag 


zu den 


Abſchätzungsgrundſaͤtzen der Schleſiſchen Landſchaft vom 14. März 1859. 
(Geſetz⸗Samml. S. 133. ff.) 


1. Zu $. 3. 
Auf den Antrag des Beſitzers können einzelne Grundſtücke des abzuſchätzen⸗ 
den Gutes, wenn fie genau abgegrenzt und ſpeziell vermeſſen find, von der Ab- 
ſchätzung ausgeſchloſſen werden. 


2. Zu F. 20. Ackerland. Roggenpreis. 


Die im F. 20. enthaltenen Vorſchriften und die dazu ergangene deklara⸗ 
toriſche Beſtimmung des Engeren Ausſchuſſes vom Jahre 1866. werden hiermit 
aufgehoben. An deren Stelle treten folgende Beſtimmungen: 


Zu 3. Roggenpreis. 


Zu Findung des Geldwerthes für den verbleibenden Naturalertrag wird 
der Roggenpreis auf 40 Silbergroſchen pro Scheffel angenommen 905 
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hiernach der Geldwerth berechnet. Ausnahmsweiſe darf ein höherer Preis 
berechnet werden: 

a) bei Gütern, deren Böden vorherrſchend zum Anbau von Weizen 
und Gerſte ſich eignen und zu einem Naturalertrage von durch⸗ 
ſchnittlich wenigſtens 83 Scheffel pro Morgen eingeſchätzt find, 
wenn bei der Nähe von Eiſenbahnen, Chauſſeen, Fabriken, günſtige 
Abſatzverhältniſſe obwalten. Bei dem Zuſammentreffen aller dieſer 
Vorausſetzungen kann der Roggenpreis bis zu 45 Silbergroſchen 
pro Scheffel angenommen werden. 

b) Wenn die Aecker zu einem Naturalertrage von durchſchnittlich 
wenigſtens 63 Scheffel pro Morgen eingeſchätzt find und die vor- 
bezeichneten günſtigen Abſatzverhältniſſe obwalten, fo kann ein Roggen⸗ 
preis bis zu 43 Silbergroſchen pro Scheffel berechnet werden. 

e) Derſelbe Roggenpreis bis zu 43 Silbergroſchen pro Scheffel iſt 
ſtatthaft bei Gütern, deren Aecker zu einem Naturalertrage von 
mindeſtens 5 Scheffel pro Morgen eingeſchätzt find, wenn die vor- 
bezeichneten günſtigen Abſatzverhältniſſe obwalten und mit der Land- 
wirthſchaft zugleich der Betrieb von induſtriellen Anlagen (Bren- 
nereien, Brauereien, Zuckerfabriken, Stärkefabriken und dergleichen) 
von ſolchem Umfange verbunden iſt, daß dadurch der Düngungs⸗ 
zuſtand der Felder wirkſam gehoben wird. 


3. Zu $$. 21. 28. 34. Ackerland. Wieſenland. Weideland. 
Ertragswerth. 

Das letzte Alinea eines jeden der drei Paragraphen 21. 28. und 34. (von 
den Worten an „Niemals darf der Ertragswerth pro Morgen höher angenom⸗ 
men werden, als“ und ſo weiter bis zu Ende) wird hiermit aufgehoben. 

4. Zu $$. 27. 33. Wieſenland, Weideland. Heupreiſe. 

Der anzunehmende Heupreis wird 


pro Zentner guten Heu's auf 17 Silbergroſchen, 
ä mittleren a ; 
erhöhet. 

5. Zu $. 32. Weideland. Ausnutzungskoſten. Gefahren. 

Die Hinweiſung auf Raine und Grabenränder wird aufgehoben, und die 
Worte „oder hauptſächlich nur in Rainen, Grabenrändern und anderen“ kommen 
daher in Wegfall. 

6. Zu 5. 37. Teiche. 
a) Die im $. 37. normirten Höchſtſätze für die Schätzung der Teiche werden 
außer Anwendung geſetzt. An die Stelle derſelben treten folgende Sätze: 
= Klaſſe Höchſtſatz pro Morgen = Thlr., 
III. nt eee 


b) Teiche, 
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b) Teiche, welche zwar mit Fiſchen nicht beſetzt ſind, aber eine Rohr-, Schilf⸗ 
oder Streunutzung gewähren, können bis zum Höchſtſatze von 15 Rthlrn. 
pro Morgen eingeſchätzt werden. h 

e) Seen, Flüſſe und andere Gewäſſer, die ſich im Eigenthume des Guts⸗ 
beſitzers befinden, und von denen eine Fiſch⸗ oder 3 nach⸗ 
gewieſen wird, find auf einen Kapitalswerth von höchſtens 5 Rihlrn. 
pro Morgen zu ſchätzen. 


7. Zu $. 47. Forſtland. Schätzung des Materialvorrathes. 


Bei der Zerlegung der Holzmaſſe in die verſchiedenen Sortimente darf 
fortan der Nutzholzantheil für jede Holzart nicht blos bis zum dritten Theile, 
ſondern bis zu 60 Prozent der geſammten geſchätzten Derbholzmaſſe berechnet 
werden, inſoweit eine ſolche Benutzung und Verwerthung aus dem abzuſchätzenden 
oder einem benachbarten Forſte nachgewieſen wird. 


8. Zu F. 50. Forſtland. Holzpreiſe. 
Der letzte, eine Beſchränkung des Nutzholzpreiſes anordnende Satz des 


$. 50. (von den Worten an „der Preis für das Nutzholz“ bis ans Ende) wird 
hiermit aufgehoben. . 


9. Zu F. 52. Kleinere Forſten. 


Das hier für kleinere Forſten nachgelaſſene Abſchätzungsverfahren wird 
auf alle Forſten, deren Areal nicht über 200 Morgen beträgt, ausgedehnt. Der 
Reinertrag kann bis auf 70 Silbergroſchen pro Morgen angenommen werden. 


10. Zu $. 53. Forſtblößen x. 


Verwaltungs-, Beauffichtigungs- und Kulturkoſten (vergl. $. 51.) werden 
dafür nicht in Anſatz gebracht. 


11. Zu F. 56. Forſtland. Gräſereinutzung. 


Das erſte Alinea des $. 56. bis zu den Worten „zum Anſchlage“ wird 
hiermit aufgehoben. An die Stelle tritt folgende Beſtimmung: 
Die aus der Verpachtung der Gräſerei zu gewinnende Nutzung kommt, 
wenn ſie durch ſechsjährige Rechnungen nachgewieſen wird, und in dieſem 
Falle höchſtens mit dem Durchſchnittspreiſe des Pachtzinſes, in keinem 
Falle aber höher als zu 70 Silbergroſchen pro Morgen zum Anſatz. 


12. Zu $. 59. Laſten und Abgaben. 


Inſoweit die Beiträge und Abgaben unter Litt. a. und e. zur Verzinſung 
eines von dem Deichverbande, der Kommune, dem Kreiſe oder der Provinz auf- 
genommenen Darlehns zu entrichten ſind, und dies Darlehn einer längſtens 
32jährigen Amortiſation unterliegt, iſt der Zinſenbetrag zum 123 fachen Betrage 
zu kapitaliſiren. 
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13. Zu $. 61. Ausrüftungs- und Inſtandſetzungskoſten. 


„Die unter Litt. a. für den Heubedarf zur Erhaltung eines Stückes 
Großvieh normirten Zahlen von 60 reſp. 80 und 100 Zentner werden hiermit 
außer Anwendung geſetzt. Es ift fortan für die Veranſchlagung der Ausrüſtungs⸗ 
koſten anzunehmen, daß auf 80 bis 90 Zentner Beſtheu, oder 100 bis 120 Zent- 
ner mittleres, oder 120 bis 150 Zentner geringes Heu ein Stück Großvieh aus- 
gehalten werden kann. 


14. Zu $$. 60. Litt. e. und 63. Lebtags recht und Taxwerth. 


Das letzte Alinea des F. 60. (von den Worten an: „Wenn auf dem 
Gute“ u. ſ. w.) fällt weg. Dagegen tritt dem §. 63. am Schluſſe folgender 
Satz hinzu: 

Zu Findung des Beleihungswerthes find jetzt noch bei denjenigen Gü⸗ 

tern, auf welchen ein Lebtagsrecht oder ein Auszug haftet, die landwirth⸗ 

ſchaftlichen Erzeugniſſe, welche an den Berechtigten abgegeben werden 
müſſen, nach den zehnjährigen Durchſchnittspreiſen und, ſoweit dieſe 
nicht nachgewieſen, nach den Normalpreiſen des Bezirks auf Geldwerth 
zu berechnen, mit der etwanigen Geldleiſtung, welche der Berechtigte zu 
empfangen hat, zuſammenzuziehen und iſt die Summe, zum 123fachen 
Betrage kapitaliſirt, von dem Taxwerthe abzuſetzen. Der verbleibende 
Reſtbetrag ſtellt erſt den zu beleihenden (Kredit.) Taxwerth dar. 


15. Wenn der Landſchaft für ihr Darlehn nebſt Nebenforderungen das 
Vorzugsrecht vor dem Wie Be oder einer ſonſtigen, auf ſpeziellem Titel haftenden 
Laſt oder Abgabe und die Befugniß verſchafft wird, das Grundſtück ohne die 
Rückſicht auf die Laſt zu ſequeſtriren und ohne dieſelbe zur Subhaſtation zu 
ſtellen, ſo bedarf es zur Findung des Beleihungswerthes einer Abrechnung des 
Kapitalwerthes dieſer Präſtationen überall nicht. 


Redigirt im Bürcau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker). 


